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Als Khadga Prasad Sharma Oli 
am 15. Februar 2018 zum Pre-
mierminister gewählt wurde, 

bestand große Hoffnung, dass Ne-
pal angesichts der parlamentarischen 
Zweidrittelmehrheit zu politischer 
Stabilität finden würde. Oli schürte 
Hoffnungen auf einen großen Ent-
wicklungsschub des Landes, auch 
wenn klar war, dass viele der Verspre-
chungen utopisch waren und unmög-
lich in der angekündigten Zeit um-
gesetzt werden konnten. Ein weiteres 
wichtiges Versprechen Olis war, dass 
er jede Art von Korruption bekämp-
fen und eine solche insbesondere in-
nerhalb seiner Regierung und Verwal-
tung nicht dulden werde.

Gut zwei Jahre nach dem überlegenen 
Wahlsieg der Nepal Communist Par-
ty (NCP) bei den Parlaments- und 
Provinzwahlen sieht die Realität an-
ders aus. Der Abschluss des seit 2006 
laufenden Friedensprozesses kommt 
nicht voran. Dringend benötigte Ge-
setze zur Implementierung des föde-
ralen Staates werden nicht verabschie-
det. Grundrechte, so die Rechte auf 
freie Meinungsäußerung, Informati-
on und Medienfreiheit, werden einge-
schränkt. Korruption und kriminelle 
Delikte nehmen im Kreis von Regie-
rung und gewählten Volksvertretern 
zu. Gesetze werden zum großen Teil 
ohne ausreichende Diskussion durch 
das Parlament durchgewunken. Dabei 
schreibt die Verfassung in der Regel so-
gar ein Feedback der Bevölkerung vor.

Friedensprozess

Der seit 2006 laufende Friedensprozess 
kommt nicht zu einem Abschluss, weil 
weder die Regierungspartei noch die 
ohnehin sehr schwache Oppositions-
partei Nepali Congress noch die Ar-
meeführung an einer Aufarbeitung 
der Verbrechen aus der Zeit des mao-
istischen Aufstands (1996-2006) Inte-
resse zeigen. Der nepalische Staat hat 
zwei Kommissionen geschaffen, die 
Truth and Reconciliation Commission 
(TRC) und die Commission of Investi-
gation on Enforced Disappeared Persons 
(CIEDP), welche die diesbezüglichen 
Klagen der Opfer zusammentragen 
und untersuchen sollen. Abgesehen 
davon, dass diesen Kommissionen von 
Anfang an nicht ausreichend Personal, 
Mittel und Zeit zur Verfügung gestellt 
wurden, zeigt der ganze Umgang des 
Staates mit ihnen, dass eine Herbeifüh-
rung von Gerechtigkeit für die Opfer 
mittels dieser Kommissionen ganz un-
zweifelhaft gar nicht gewollt ist.

Dies belegen allein zwei Aspekte. Die 
gesetzliche Grundlage, die für die 
Arbeit der Kommissionen geschaf-
fen wurde, orientiert sich nicht an 
internationalem Recht, sondern an 
den Interessen der verdächtigten ein-
stigen Täter. Das Schlagwort ist Aus-
söhnung statt Gerechtigkeit. Sowohl 
Nepals Oberster Gerichtshof als auch 
der Menschenrechtsrat der Vereinten 
Nationen in Genf hatten daher die 
Regierung zu einer Änderung der ge-

setzlichen Grundlage dieser Kommis-
sionen aufgefordert. Kritisiert wurde, 
dass die Entscheidungen über die ge-
setzlichen Grundlagen sowie über die 
Vorgehensweisen und insbesondere 
die personelle Besetzung der Kom-
mission von Personen getroffen wer-
den, die zum Teil zum Kreis der po-
tenziellen Täter gehören. Wie soll da 
Gerechtigkeit für die Opfer geschaf-
fen werden? Nach fast einem Jahr Un-
terbrechung wurden im Januar 2020 
neue Kommissare für die beiden Or-
ganisationen benannt, erneut ohne 
angemessene Konsultation und Betei-
ligung der Opfervertreter und ohne 
Änderung des Rechtsrahmens. Allein 
im Distrikt Rolpa, der zum ursprüng-
lichen Kerngebiet des maoistischen 
Aufstands zählte, sind inzwischen 34 
der ursprünglich 132 Eingaben bei 
der CIEDP spurlos verschwunden. 
Offensichtlich gibt es hier politische 
Kräfte, denen daran gelegen ist.

Verbrechen und Korruption

Auch das Alltagsgebaren der führen-
den Politiker verdeutlicht eine Nähe 
von Politik und Kriminalität. Per-
sonen, gegen die juristische Prozesse 
wegen gravierender Verbrechen laufen, 
werden als Kandidaten bei Wahlen auf-
gestellt und anschließend als Abgeord-
nete vereidigt. Andere werden in füh-
rende Ämter befördert, insbesondere 
im Bereich der Sicherheitskräfte. Mar-
kantes Beispiel aus der jüngsten Zeit ist 
die Nominierung und Wahl von Agni 

Machtpolitik, Korruption und Corona-Ängste
Und was ist mit der Verfassung?

Karl-Heinz Krämer

Mit dem Amtsantritt von Khadga Prasad Sharma Oli als Premierminister 2018 verbanden 
sich große Hoffnungen auf politische Stabilität und die Entwicklung des Landes. 
Anknüpfend an seine ernüchternden Auswertungen in Artikeln früherer SÜDASIEN-
Hefte bilanziert der Autor weitere Politikfelder.



Südasien 1/2020  |  79

Nepal

Sapkota (NCP) zum Parlamentsspre-
cher, trotz einer gegen ihn laufenden 
Mordanklage. Eine solche Vorgehens-
weise passt zu keinem demokratischen 
Rechtsstaat. Politiker der Exekutive 
fühlen sich schlicht und einfach nicht 
an Urteile und Prozesse der Judikative 
gebunden. Die Idee der Gewaltentei-
lung ist diesen Politikern fremd.

Anfang Oktober 2019 wurde der da-
malige Sprecher des Repräsentanten-
hauses, Krishna Bahadur Mahara 
(NCP), verhaftet, nachdem ihn eine 
ihm bekannte Parlamentsmitarbeite-
rin wegen versuchter Vergewaltigung 
bei der Polizei angezeigt hatte. Später 
erklärte die Frau, sie sei von der Poli-
zei zur Anzeige gezwungen worden. Im 
Februar 2020 wurde Mahara vom Di-
striktgericht in Kathmandu freigespro-
chen. Eine detaillierte Urteilsbegrün-
dung steht aus; es wurde aber auch kein 
Verfahren gegen die Frau wegen mög-
licher Falschaussage eingeleitet.

Tage später sah sich Gokul Baskota, 
Minister für Kommunikation und In-
formationstechnologie und engster 
Vertrauter von Premierminister Oli 
im Kabinett, zum Rücktritt gezwun-
gen, nachdem Tonaufnahmen eines 
Telefongesprächs eine Beteiligung des 
Ministers an Korruptionsversuchen im 
Zusammenhang mit der Auftragsver-
gabe zur Errichtung eines Sicherheits-
druckzentrums nahelegten. Baskota 
hatte sich zuvor als wichtigster Hand-

langer Olis bei der Unterdrückung der 
Presse und der sozialen Medien ausge-
zeichnet.

Schwäche der  
politischen Parteien

Welche Perspektive gibt es? Der oh-
nehin autoritär auftretende Premier-
minister Oli musste sich gerade einer 
zweiten Nierentransplantation un-
terziehen. Die Ärzte sagen, er könne 
frühestens in 6-12 Monaten wieder 
in vollem Umfang seinen Amtsge-
schäften nachgehen. Er klammert 
sich an seinen Posten. Die alte Gar-
de der Parteiführer ist allerdings zum 
Teil mehrfach gescheitert und der jün-
geren, gesellschaftlich inklusiver zu-
sammengesetzten Politikergeneration 
wird noch keine Chance eingeräumt. 
So sind Alternativen kaum in Sicht, 
laut einhelliger Meinung des NTTP-
Instituts (Nepal Transition To Peace). 
Alle Parteien werden von überwiegend 
männlichen Bahun (Brahmanen) do-
miniert, die nur rund sechs Prozent 
der Gesamtbevölkerung ausmachen. 
Außerdem sind sie in mehrere Frakti-
onen gespalten. Eine bessere Inklusi-
on der Janajati (ethnische Gruppen), 
Madheshi (indisch-stämmige Bevölke-
rung des südlichen Flachlands), Dalits 
und insbesondere der Frauen ist weiter-
hin nicht in Sicht. Die parteiinternen 
Machtkämpfe zwischen einigen weni-
gen Parteiführern verhindern weitge-
hend eine bedarfsorientierte Politik.

Verfassung und 
Rechtsstaatlichkeit

Die Umsetzung der 2015 verabschie-
deten Verfassung kommt nur zögerlich 
voran. Insbesondere mit der Verwirk-
lichung der föderalen Strukturen und 
ihrer gesetzlichen Regelungen tut man 
sich schwer. Selbst so banale Dinge wie 
die Namensgebung der sieben Provin-
zen, die laut Verfassung bis spätestens 
August 2018 hätte abgeschlossen sein 
sollen, sind zum Teil weiterhin umstrit-
ten. Noch immer haben die Provinzen 
1, 2 und 5 keinen Namen. Hintergrund 
ist, dass die männlichen Politiker aus 
überwiegend hohen Kasten bei der Na-
mensvergabe jeglichen ethnischen oder 
historischen Bezug vermeiden wollen. 
Die bisher vergebenen Provinznamen 
Bagmati (3), Gandaki (4), Karnali (6) 
und Sudur Paschim (7, Far Western) 
haben allesamt einen geographischen 
Bezug.

Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit in-
teressieren die führenden Politiker 
nicht. So wurde Anfang März auf 
der Grundlage des Zweijahresturnus 
ein Drittel der Mitglieder der Nati-
onalversammlung neu gewählt. Die 
59 Abgeordnete umfassende zweite 
Kammer des Parlaments soll der Re-
präsentation der Provinzen und der lo-
kalen Ebene auf nationaler Ebene die-
nen. Die Verfassung sieht vor, dass drei 
dieser 59 Abgeordneten von der Prä-
sidentin auf Vorschlag der Regierung 
nominiert werden. Dabei ist letztere 
daran gehalten, ausschließlich Per-
sonen aus dem Kreis unterrepräsen-
tierter Gesellschaftsgruppen oder aber 
verdiente Persönlichkeiten des öffent-
lichen Lebens zu berücksichtigen. Ein 
nominiertes Mitglied der National-
versammlung war Dr. Yubaraj Khati-
wada, der amtierende Finanzminister 
und früherer Gouverneur der Staats-
bank, und der jetzt auf der Grund-
lage eines Losverfahrens ausscheiden 
musste. Premierminister Oli hätte ihn 

Wo sonst dichtes Gedränge herrscht: 
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gerne erneut nominiert, stieß aber auf 
den Widerstand seines Mitparteivor-
sitzenden Pushpa Kamal Dahal, der 
unbedingt Bam Dev Gautam nomi-
niert haben wollte. Dieser ist ein Brah-
mane, also kein Mitglied einer unter-
repräsentierten Minderheit, der in der 
Vergangenheit wiederholt von den 
Wähler(inne)n abgelehnt wurde, zu-
letzt bei den Parlamentswahlen 2017. 
Sein „Verdienst“ ist, dass er 1998 aus 
persönlichem Machtstreben die da-
malige CPN-UML spaltete und da-
mit einen deutlichen Sieg dieser Partei 
bei den Parlamentswahlen von 1999 
verhinderte. Der parteiinterne Streit 
dauert an. Zwar berief Oli Khatiwa-
da erneut zum Finanzminister, doch 
ohne eine Mitgliedschaft im Parla-
ment ist dies längstens für sechs Mo-
nate möglich.

Patriarchales Denken spielt weiter-
hin eine große Rolle. Artikel 10 der 
neuen Verfassung garantiert allen 
Staatsbürger(inne)n das Recht auf die 
nepalische Staatsangehörigkeit. Un-
terschieden wird jedoch zwischen der 
Staatsangehörigkeit aufgrund der Ab-
stammung und sogenannter naturali-
sierter Staatsangehörigkeit. Bisher galt, 
dass für die Staatsangehörigkeit der Va-
ter nepalischer Staatsbürger sein muss-
te. Nun heißt es in Artikel 11 (2), dass 
jede Person ein Anrecht auf die volle 
nepalische Staatsangehörigkeit hat, de-
ren Vater oder Mutter zum Zeitpunkt 
der Geburt dieser Person nepalische 
Staatsbürger(in) war. Dennoch ist die 
Gender-Diskriminierung nicht been-
det. Artikel 11 (5) besagt, dass eine 
Person, die von einer Nepalin geboren 
wurde, bei der die Herkunft des Va-
ters aber unbekannt ist, zunächst die 
nepalische Staatsangehörigkeit erhal-
ten soll. Stellt sich später heraus, dass 
der Vater ein Ausländer ist, wird die 
ursprünglich uneingeschränkte nepa-
lische Staatsangehörigkeit wieder ent-
zogen und in eine naturalisierte Staats-
angehörigkeit umgewandelt.

Aus dem Ausland stammende Ehe-
frauen nepalischer Männer sollen 
auf Wunsch die naturalisierte nepa-
lische Staatsangehörigkeit erhalten. 
Zur Möglichkeit der Staatsangehö-
rigkeit für ausländische Männer, die 
mit nepalischen Frauen verheiratet 
sind, schweigt die neue Verfassung. 
Die Frau scheint nur eingeschränkt 
als selbstständiges Wesen zu gelten. 
Heiratet sie, endet ihre Zugehörig-
keit zur eigenen Familie und sie wird 
Mitglied der Familie des Mannes. Ist 
der Mann ein Ausländer, ist die Frau 
nicht mehr wirklich Nepalin. Das un-
eingeschränkte Recht auf Staatsbür-
gerschaft haben weiterhin nur Män-
ner. Infolge dieser Regelung gibt es 
heute in Nepal eine große Zahl von 
Menschen ohne offizielle Staatsange-
hörigkeit. Das US-Außenministerium 
spricht in seinem 2020 veröffentlichten 
Bericht zur Lage der Menschenrech-
te von sechs Millionen über 15 Jah-
re. Kürzlich überlegte die Regierung, 
schwangere Frauen zwangsweise mit 
dem Vater des Kindes zu verheiraten. 
Ein in vielerlei Hinsicht abwegiges Un-
terfangen, das nur patriarchalem Den-
ken entspringen kann. Es wird wohl 
noch dauern, bis die Kinder nepalischer 
Frauen oder Männer uneingeschränk-
ten Anspruch auf die nepalische Staats-
bürgerschaft haben werden.

Mangelnde soziale Inklusion

Die (Übergangs-) Verfassung und 
nachgeordnete Gesetze garantieren 

grundlegende wirtschaftliche und so-
ziale Rechte. Dennoch hat die große 
Mehrheit der Nepal(inn)en keinen ge-
sicherten Zugang zu ausreichender 
Nahrung, Kleidung, Unterkunft, 
Gesundheitsfürsorge und Beschäfti-
gung. Die nationale Entwicklungspo-
litik und -planung haben die Grund-
ursachen der Armut wie Ungleichheit, 
soziale Ausgrenzung, Diskriminie-
rung nicht hinreichend identifiziert. 
Auch das Recht auf Entwicklung und 
Verbraucherschutz, Rechte sexueller 
Minderheiten und von Menschen mit 
Behinderung sowie das Recht auf In-
formation harren der Umsetzung.

Der Hindustaat ist formal abgeschafft, 
aber seine Grundstrukturen und Denk-
weisen der hochkastigen männlichen 
Elite sind noch da. Dies spiegelt sich 
auch in Verfassungsartikeln und Geset-
zen mit der Folge, dass wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte der tradi-
tionell diskriminierten Bevölkerungs-
gruppen nach wie vor eingeschränkt 
sind. Traditionelle Praktiken und Vor-
stellungen zur rituellen Unreinheit im 
Zusammenhang mit Menstruation, 
Kindsgeburten, Kinderheirat, Bezich-
tigung der Hexerei verletzen die Men-
schenrechte von Frauen und lassen sie 
unbeachtet. Es fehlt ein umfassender 
gesetzlicher Rahmen gegen Gewalt ge-
gen Frauen und Menschenhandel und 
vorhandene Gesetze werden unzu-
reichend umgesetzt. Menschen- und 
Frauenrechtsaktivist(inn)en sehen sich 
Bedrohungen und Gewalt durch Polizei 

Desinfizierung ankommender Reisender 
am Flughafen in Kathmandu.
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und Privatpersonen ausgesetzt. Wirt-
schaftliche Entschädigungsleistungen 
gegenüber Opfern gibt es, die Täter 
aber können davon ausgehen, weitge-
hend straffrei zu bleiben.

Traditionell ausgegrenzte Gruppen - 
Janajati, Dalit, Madhesi, Muslima und 
Frauen im Allgemeinen - werden mas-
siv diskriminiert. Gesetzliche Quoten-
systeme bei der Besetzung führender 
Ämter in Staat und Politik werden von 
den männlichen Parteieliten grund-
sätzlich missachtet. Nach dem Inkraft-
treten der neuen Verfassung wurden 
die Ämter von Präsident, Parlaments-
sprecher und Oberstem Richter zwar 
mit Frauen besetzt. Dies sollte aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
im exekutiven Bereich der Machtaus-
übung Frauen kaum in Erscheinung 
treten. Es gäbe genügend qualifizierte 
Frauen für die zu besetzenden Posten. 
Die Behauptung, nur männliche Brah-
manen seien qualifiziert für führende 
Aufgaben in Staat, Administration und 
Politik, entspricht überdies nicht der 
Erfahrung. Gleichwohl sind weiterhin 
vier von fünf vorgeschlagene Personen 
für neue Posten regelmäßig männliche 
Brahmanen.

Nepal ist faktisch ein Vielvölkerstaat. 
Allerdings war die schon zu Shah-
Zeiten verbreitete Behauptung der 
großen Toleranz immer irreführend. 
Der Begriff Toleranz meinte immer 
schon, dass die herrschende Elite ande-
re Gruppen schlicht nur geduldet hat. 
Das Anderssein ist aber keine Frage der 
Toleranz, sondern ein Grundrecht, der 
Anspruch auf Gleichheit und Anerken-
nung, kurzum der Inklusion. Es wur-
de eine inklusive, säkulare und föde-
rale Republik versprochen. Davon ist 
das Land noch weit entfernt.

Coronavirus

Das Coronavirus hält auch Nepal in 
Atem (siehe Nepal im Überblick). Die 
Angst vor einem Auftreten des Virus 
in Nepal ist wegen der unmittelbaren 
Nachbarschaft zu China und des inter-
nationalen Reiseverkehrs mehr als be-

gründet. China ist an einer ganzen Rei-
he großer Entwicklungsprojekte, wie 
Kraftwerken und Flughäfen, beteili-
gt und so halten sich zahlreiche chine-
sische Fachkräfte in Nepal auf, die zwi-
schen Nepal und ihrer Heimat hin- und 
herpendeln. So wurden chinesische Ar-
beiter nach ihrer Rückkehr unter Qua-
rantäne gestellt, obgleich ihnen chine-
sische Behörden Gesundheitszeugnisse 
ausgestellt hatten. Ebenso hat die Zahl 
der Nepali zugenommen, die sich aus 
beruflichen Gründen oder aber zum 
Studium in China aufhalten. Allein 
in Wuhan, dem Ausbruchszentrum 
der Epidemie, hielten sich 175 Nepali 
auf, die Mitte Februar auf Anordnung 
der nepalischen Regierung nach Ne-
pal evakuiert wurden. Umgekehrt hat 
Katar Mitte März die Einreise von Ar-
beitsmigranten aus Nepal bis auf wei-
teres gestoppt. Rund 40.000 Nepali auf 
Heimaturlaub dürften wohl ihren Job 
und viel Geld verlieren.

Die Menschen in Nepal misstrauen ih-
rer Regierung und Verwaltung. In der 
Praxis erwiesen sich alle Vorkehrungen 
bisher eher als lasch. Im Flughafen von 
Kathmandu wurde zwar im Gang vor 
der Passkontrolle ein Gesundheits-
schalter eingerichtet, doch noch An-
fang Februar wurden nicht einmal 
Reisende kontrolliert, die aus China 
ankamen. Ende Februar reiste ich aus 
Istanbul an, und der Schalter war unbe-
setzt. Nepal hat insgesamt 129 Grenz-
übergänge zu Indien und China. Von 
diesen sollen, Stand 13. März, 41 mit 
Gesundheitskontrollposten ausgestat-
tet werden. Indien will kleinere Grenz-
übergänge zu Nepal vorübergehend 
ganz schließen. Grenzübertritte von 
Reisenden aus Drittländern sind un-
tersagt. Ausländische Staatsangehörige 
können nur noch mit Visa einreisen, die 
von nepalischen Botschaften und Kon-
sulaten in ihren Heimatländern ausge-
stellt wurden. Außerdem müssen sie für 
die Einreise ein Gesundheitszertifikat 
vorlegen, dass sie nicht vom Corona-
virus befallen sind. 

Inzwischen fordert die Regierung dazu 
auf, Massenversammlungen zu mei-

den, die Hände gründlich zu waschen 
und zu desinfizieren, sich nicht an kul-
turellen Festen wie beispielsweise ak-
tuell Holi zu beteiligen oder sagt Ta-
gungen und Veranstaltungen ab. Eine 
Schließung der Schulen wird erwo-
gen. Die Jahresabschluss-Examina sol-
len vorgezogen werden. Ebenso wurde 
das Parlament für zunächst eine Wo-
che geschlossen. 

In Gesprächen des Autors mit einigen 
Personen in Nepal wird die Entwick-
lung des Coronavirus als extrem gefähr-
lich angesehen. Man traut Regierung 
und Verwaltung nicht zu, einer solchen 
Eskalation gewachsen zu sein, einge-
denk der fehlenden Ausstattung mit 
Krankenhäusern, Medikamenten und 
Personal. Nahrungsmittelimporte aus 
besonders stark betroffenen Ländern 
sind untersagt. Die Regierung sieht 
zwar keinen Anlass zu Versorgungsäng-
sten, aber die Menschen legen Vorräte 
an, zu stark erhöhten Preisen.
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